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Zwischen Demokratie und Widerständigkeit 
scheint es intuitiv einen Zusammenhang zu 
geben. Man kann Widerstand als demokrati-
sches Recht, als Tugend gar, auffassen, viel-
leicht sogar quasi als Ausdruck demokrati-
scher Subjektivierung. Andererseits lässt sich 
Demokratie in der Tat auch als die Sorge da-
für verstehen, Formen der Meinungsbildung 
und des Einspruchs solchermaßen in den poli-
tischen Prozess einzubinden, dass sie sich 
nicht in Widerstand Bahn brechen müssen. Ist 
Widerstand also legitim, subversiv oder 
schlicht ein demokratisches Krisenphänomen? 
Angesichts der vielfach beschworenen Sym-
ptome einer Postdemokratie scheint Wider-
stand vor allem als Reaktion und damit als 
Praxis der Krisenbewältigung, der Überwin-
dung, gelten zu können ‒ als das Korrektiv 
eines nicht eingelösten Versprechens. Das 
Verhältnis, welches sich daraus ergibt, wäre 
folglich eine Art naiv-dialektische Spannung, 
die in der Vermittlung der beiden antitheti-
schen Pole die Aussicht auf eine Lösung des 
Widerspruchs affirmiert. 

Ebendiese Spannung sei es auch, die – 
nach Angabe der Veranstalterinnen Regina 
Kreide (Gießen) und Petra Gümplová (Gie-
ßen) – das Tagungsprogramm zur internatio-
nalen Konferenz Democracy & Resistance, 
vom 18. bis zum 20. Juni in Gießen, motivier-

te und die sich in vielerlei Formen wie ein ro-
ter Faden – und durchaus auch als Konfliktli-
nie – durch die Tagung zog. Denn so wie der 
Zusammenhang zwischen Demokratie und 
Widerstand ein dialektischer sein könne, so 
sei Widerstand selbst als Vermittlung aus blo-
ßer Partizipation und revolutionärem Um-
bruch zu fassen, er bestätige also weder das 
Bestehende noch negiere es radikal. Ebenso 
ist auch Demokratie von Spannung durchzo-
gen, von beispielsweise scheinbar formaler 
Stabilität und der gleichzeitigen Degeneration 
ihrer Grundpfeiler, was sich nicht zuletzt in 
der europäischen (Finanz- oder Schulden-) 
Krise ausdrückt. Begriffen als solche Span-
nungspole, als krisengeschüttelte Ordnung ei-
nerseits und andererseits deren affirmierte 
Widerständigkeit, ließen sie sich eventuell zu 
einer neuen Ordnung synthetisieren – so je-
denfalls könnte die Hoffnung gedeutet wer-
den, die, wie Banu Bargu am zweiten Ta-
gungstag ihre nächtliche Eingebung präsen-
tierte, das Tagungsprogramm in diesem Sinne 
anleitete: Als eine quasidialektische Versöh-
nung zwischen der in der Krise befindlichen 
Demokratie und ihrem Gegenüber, dem viel-
fältigen Widerstand, zu einer neuen „revisi-
ted“ Form. 

In diesem Sinne galt es im ersten Teil der 
Konferenz eine Art Bestandsaufnahme vorzu-
nehmen, ein Verständnis der Democracy in 
Crisis zu entwickeln – sowohl als politisches 
Phänomen wie auch als theoretisches Kon-* Alexander Struwe, B. A., Goethe-Universität Frankfurt,  
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zept. In dem Panel Democratic Alienation 
wurde diese Krisendiagnose vor allem promi-
nenterweise von Wendy Brown (Berkeley) in 
ihrem Vortrag zu Austerity Politics and Sacri-
ficial Citizenship als ein Portrait der neolibe-
ralen Hegemonie artikuliert, welches während 
der gesamten Tagung oft und zustimmend 
wieder aufgegriffen wurde. Die Transformati-
on zu einer alleinigen und alternativlosen 
Deutungsform im wirtschaftlichen Sinne, die 
Entpolitisierung weiter Felder und die damit 
notwendigerweise einhergehende Entdemo-
kratisierung, die Veränderung politischer Sub-
jektivität und Subjektivierung bis in den All-
tag hinein, all das deutete Brown zusammen-
fassend als eine foucault’sche Form der „pro-
duction of reason“, im Sinne einer neolibera-
len Rationalität. Die darin immer weiter fort-
schreitende Kolonisierung der Bedeutungs-
welt erreiche demnach in der Austeritätspoli-
tik ihren vorübergehenden Höhepunkt. Nicht 
nur die veränderte Beziehung zwischen Sub-
jekt und Staat, sondern auch die Transforma-
tion dieser Konzepte an sich kulminiere im 
sacrificial citizenship. So nämlich das indivi-
dualisierte Subjekt nur noch selbstoptimieren-
des Humankapital innerhalb einer sich zur 
wirtschaftlichen Unternehmung transformier-
ten staatlichen Gemeinschaft darstellt, kann 
im Sinne des omnipräsenten Wettbewerbs-
prinzips der Einzelne für das Überleben eines 
Ganzen geopfert werden. Mit Hilfe dieser 
neuen Semantik ließen sich gesellschaftliche 
Stratifizierung und Ungleichheit hinter einem 
Vokabular von best-practice, governance und 
multi-party decisions verstecken. 

Browns Analyse mochte damit zwar ei-
nen gewissen common sense in der Krisendar-
stellung des entpolitisierenden Neoliberalis-
mus treffen, dieser verlief sich aber in durch-
aus unterschiedlichen Betonungen von Kri-
senaspekten aus differenten normativen 
Standpunkten heraus. Browns fast schon pa-
thetischer Appell, aus dem analytischen Ver-
ständnis des „beast before us“ eine konkrete 
und optimistische Perspektive für Protest und 
Widerstand zu formulieren, führte damit di-
rekt zum titelgebenden Spannungsverhältnis 
zurück. So musste auch Brown zugeben: „I’m 

hanging somewhere between Marx and Fou-
cault“, und somit, dass auch sie nicht sagen 
könne, ob es einer strukturellen Perspektive 
im großen Stil oder einer mikropolitischen 
Konzentration auf die Diversität von Prakti-
ken und deren Geltung bedürfe. 

Schon der Anschlussbeitrag Hartmut Ro-
sas (Jena) zeigte in einer soziologischen Ana-
lyse mit dem Titel The Politics of Speed and 
the Loss of Resonance, dass sich das Potential 
zu einer einheitlichen Stoßrichtung schnell er-
schöpft. Seine Herleitung eines Demokratie-
defizits aus dem Verlust von Resonanz in der 
zwar spezifisch modernen, aber mithin über-
strapazierten Beschleunigung deutete ein er-
höhtes Maß an Entfremdung zwischen der 
Demokratie und ihren Subjekten. Dabei sei 
die notwendige Ausgliederung von Entschei-
dungsfindungen im Angesicht einer zuneh-
menden Anzahl von Entscheidungsfragen bei 
gleichzeitiger Abnahme von Zeit nur eine Fa-
cette des gesteigerten Effektivitätsdrucks auf 
die Politik, welcher diese immer mehr von 
den Betroffenen abkoppele. Seine optimisti-
sche Perspektive in Richtung liquid democra-
cy als ein probates Gegenmittel zur Entfrem-
dung – indem man die komplexen demokrati-
schen Entscheidungsvorgänge wieder an eine 
Sphäre der Resonanz binden könne – stieß 
dabei aber nicht nur bei Wendy Brown auf 
Widerspruch. Sei dies nicht nur eine reduzier-
te Analyse des Fehlers im System, statt der 
eines fehlerhaften Systems selbst? 

In diese Richtung schaute eher Hauke 
Brunkhorst (Flensburg), der die Krise der eu-
ropäischen Demokratie in der institutionellen 
Beschränkung von Alternativräumen einer 
public opinion verortete. Er zeigte in seinem 
Beitrag zu Crisis of Democracy in Europe an-
hand der Europäischen Verträge, die sich 
konsequent gegen eine Konstitutionalisierung 
der Gemeinschaft richteten, wie sich das 
Kernprinzip Freiheit gegen die Menschen 
selbst richte, indem es Staaten an internationa-
le Märkte binde und unkontrollierbare Akteu-
re ermächtige. Sein Votum für eine institutio-
nelle Demokratisierung auf supra- und inter-
nationaler Ebene zielte daher eher auf die de-
mokratisch kontrollierte Ausübung und damit 
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Anerkennung von Macht ab, statt der illusori-
schen Überwindung entsprechender Verhält-
nisse. Seine Hinwendung zu sozialistischer 
Konzeption löste dabei Browns Dilemma kla-
rer in Richtung Marx auf, musste sich hinge-
gen aber wieder den Vorwurf eines optimisti-
schen Formalismus in Kumpanei mit libera-
lem Reformismus gefallen lassen (Andreas 
Kalyvas). 

Ganz anders verortete sich schließlich 
Jodi Dean (Geneva, NY) mit ihrem Vortrag 
zu Occupy Wall Street: Claiming Division, in 
dem sie im Dienste der Bewegung konsequent 
Partei ergriff. Sie stellte vor allem drei wichti-
ge Funktionen der – wohl vor allem auf die 
USA bezogenen – Occupy-Bewegung heraus. 
Diese sei, als eine Repräsentation des Bruchs 
zwischen kapitalistischer Ordnung und Be-
völkerung, eine neue politische Form, die ei-
ner Klassentrennung zeitgemäßen Ausdruck 
verleihe und somit eine Subjektivierung und 
Kollektivierung sowie schließlich auch Rep-
räsentation ermögliche. Indem gerade die Ne-
gativität der Bruchstelle inkarniert werde, sei 
Occupy nicht auf substantielle Identitäten und 
formale Exklusion angewiesen, sondern ver-
körpere den puren Abstand zwischen der 
Klasse der Besitzenden und der, im Ranciè-
re’schen Sinne, Anteillosen. Ihr kompromiss-
loser Optimismus handelte ihr aber bittere 
Kritik unter anderem von Wendy Brown ein, 
da sie einen moralisierten Antagonismus zwi-
schen der guten, wahrhaftigen Bewegung und 
dem bösen, lügnerischen Anderen zeichne, 
der einer komplexen Krisensituation nicht an-
gemessen sei.  

Entsprechend dem gegenüberliegenden 
Spannungspol widmete sich der zweite Ta-
gungstag dem Widerstand und seinen For-
men. In einem Auftaktpanel zum Umreißen 
des thematischen Rahmens und der vielfälti-
gen Bezugspunkte (resistance, revolution, 
democracy), beleuchtete zunächst Christopher 
Thornhill (Glasgow) aus einer systemtheoreti-
schen Perspektive den Zusammenhang von 
revolutionary constituent power und der 
transnational constitutional order. In einer 
vielleicht etwas unsystematischen Aufarbei-
tung präsentierte im Anschluss Rada Iveković 

(Paris) ihre Thesen zum Wandel der semanti-
schen Konzepte Sovereignty, Resistance, Citi-
zenship and Subjectivation in a New Context 
zu einer nahezu vollständig postpolitischen 
Bedeutung. Diese tiefgreifende Transformati-
on des Bedeutungssystems nach 1989 ließe 
sich eben an den Konzepten zur Beschreibung 
unserer politischen Realität nachvollziehen, 
also nicht zuletzt auch an unserer Vorstellung 
von Demokratie, der entpolitisierten Gover-
nance anstelle demokratischer Entscheidungs-
findung oder dem Wandel von Souveränität 
zur Gouvernementalität. Die gesamte politi-
sche Sphäre (politics) sei also durch wirt-
schaftliche Rationalität (economy) substitu-
iert, sodass Banken zum „only political sub-
ject“ wurden. 

Mit dieser an Brown anschließenden 
Analyse folgte sie auch direkt deren Aufruf 
zur Entfaltung einer emanzipativen Perspekti-
ve und plädierte für eine bewusste Hinwen-
dung zu alternativen Konzepten, die von der 
westlichen Moderne und ihrer spezifischen 
(neoliberalen) Rationalität sukzessive ver-
drängt wurden. Wenn es auch eine missver-
ständliche Formulierung war, so läge der 
momentanen Krise der Demokratie gerade die 
einseitige Normativität des Politischen zu-
grunde, die nicht mehr reflektiert werden 
könne. Sie ließe sich allerdings erkennen, 
wenn alternative Konzeptionen und Semanti-
ken aus anderen, beispielsweise post-kolonia-
len Kontexten herangezogen würden. Exem-
plifiziert an Beispielen aus China oder Indien, 
anhand von subjektloser Philosophie und chi-
nesischem Demokratieverständnis, könne eine 
repolitisierte Semantik entworfen werden. 
Liest man, so wie Iveković, die Entpoli-
tisierung von Widerständigkeit und konkreten 
Praxen des Widerstandes als eine neoliberale 
Taktik, so müsse sich Widerstand zunächst 
selbst wieder als unmissverständlich politisch 
verstehen. 

In einer sehr angeregten Diskussion grif-
fen viele Wortmeldungen den Vorstoß Iveko-
vićs auf und brachten so fruchtbare Beiträge 
für das weitere Vorgehen. Jane Mansbridge 
initiierte eine Debatte um die Konzeption von 
Widerstand an sich, indem sie auf die Vielfäl-



310 Zeitschrift für Politische Theorie, Heft 2/2012  

tigkeit verwies, in der der Begriff zur Ver-
wendung komme. Schließlich ließen sich 
Formen des Widerstandes nur kontextualisiert 
begreifen, als Teil also von politischen Bewe-
gungen. Dies impliziere aber, nach Hartmut 
Rosa, auch die nicht bloß reaktive Beschaf-
fenheit, sondern einen mithin immanent krea-
tiven und schöpferischen Charakter. Wendy 
Brown verwies hingegen auf die Schwierig-
keit der Aneignung von subalternen oder 
postkolonialen Epistemen, so sich diese nicht 
in einer folkloren Verklärung oder westlichen 
Instrumentalisierung erschöpfen sollen. 
Trotzdem schien die von Iveković formulierte 
Hoffnung und Strategie dem sehr nahezu-
kommen, was am Vortag im Anschluss an 
Brown als eine schier unmögliche epistemo-
logische Revolution aufgegeben wurde. Ge-
rade diesen Pessimismus ließ Iveković nicht 
gelten (und Brown selbst hatte zugegeben, 
dass ihr Verwerfen einer solchen radikalen 
Umgestaltung von neoliberal zersetzten Se-
mantiken wohl nur daran liege, dass sie selbst 
nicht mehr an Revolutionen im Allgemeinen 
glaube) und stimmte Hauke Brunkhorst zu, 
der in der konkreten Auseinandersetzung und 
solidarischen Hinwendung zu gemeinsamen 
Kämpfen die Möglichkeit zur Generierung 
solcher Projekte vertrat. 

Wesentlich konkreter ging es im weiteren 
Panel zu Resistance and Violence dann um 
bestimmte Widerstandspraktiken vor dem 
Hintergrund der Gewalt und in diesem Sinne 
eben auch der Legitimität und Illegitimität 
von Widerstand. Robin Celikates (Amster-
dam) beleuchtete so das Phänomen des zivilen 
Ungehorsams (Civil Disobedience and the 
Question of Violence) als ein zwiegespaltenes, 
zwischen demokratisch konstruktiver Praxis 
und der Missachtung des formalen Regelwer-
kes der Gesellschaft. Dabei kritisierte er die 
Diskreditierung des Ungehorsams als strate-
gisch einem zu engen liberalen Paradigma 
verhaftet, um so bestimmte Widerstandsfor-
men kategorisch auszuschließen. Es bedürfe 
demnach einer weniger normativ aufgelade-
nen Definition, als es Rawls und Habermas 
vorgaben. Deren Vorstellungen betonten 
grundsätzlich den symbolischen und gewalt-

losen Charakter, wobei doch aber gerade die 
Frage der Gewalt eine überkomplexe sei. Ist 
Gewaltverzicht auch gegen Eigentum gebo-
ten? Oder wie verhält es sich bei Straßenblo-
ckaden? Anhand der zutiefst uneindeutigen 
deutschen Rechtsprechung dazu konnte er 
pointiert die Schwierigkeiten einer distinkten 
Gewaltzuschreibung aufdecken. Sein Plädoy-
er für ein Verständnis von zivilem Ungehor-
sam, das sich gleichermaßen von purer Mili-
tanz und reiner Symbolik absetzt, sollte dabei 
der komplexen Struktur demokratisch not-
wendiger Widerstandspraktiken gerecht wer-
den. Gerade aber die von ihm gewünschte 
normative Neutralität stößt an ihre Grenzen, 
wenn es, wie Andreas Kalyvas anmerkte, um 
die Vereinnahmung der Praktiken durch bei-
spielsweise rechte Gruppen geht, die sich da-
durch als demokratische BürgerInnen gerieren 
könnten. Wie Celikates festhielt, und damit 
eben auch seinen normativen Standpunkt mit 
einfließen ließ, müsse sich der Ungehorsam 
als zivil verstehen, nicht in dem Sinne, dass er 
nicht militant sei, sondern vom Subjekt des ci-
tizen ausgehe, was für ihn die Besetzung 
durch radikale Rechte ausschließe. Trotzdem 
komme gerade die Abkehr von einem katego-
rischen Gewaltverzicht per definitionem in die 
konzeptionelle Nähe zu Terrorismus bezie-
hungsweise ließe sich schwer davon abgren-
zen, wie Hartmut Rosa und Jodi Dean fest-
stellten. 

Auch Banu Bargus (New York) Vortrag 
zu Biopolitics and Human Shields griff den 
ambivalenten Gewalttopos wieder auf. Ihre 
Reflexion über das Subjekt des menschlichen 
Schutzschildes verortete dieses in einer strate-
gisch wichtigen Funktion für die Analyse der 
biopolitischen Transformation von Kriegsfüh-
rung und Machtausübung. Indem menschliche 
Schutzschilde eben nicht mehr nur als unfrei-
willige Opfer von Militärstrategien, sondern 
in freiwilliger Widerstandsform zu beobach-
ten seien, erzeugten sie eine bedeutende 
Bruchstelle in der glatten Oberfläche der in 
humanistischer Ideologie amalgamierten bio-
politischen Kriegsführung und Souveränität. 
Nicht nur, dass sie es im klassischen Sinne 
verstünden, moralische Empörung und Empa-
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thie durch die Verkörperung eines (ungerech-
ten) Gewaltexzesses zu erzeugen, sie würden 
eben auch den unklaren Status von Zivilist 
(als BürgerInnen, Rechtssubjekte etc.) dislo-
zieren, indem die dichotome Teilung zwi-
schen KombattantIn und ZivilistIn durch ih-
ren Quasikriegseintritt in Frage gestellt werde. 
In dieser Funktion seien sie eben als eine ra-
dikale Kritik der humanisierten Kriegsführung 
à la Präzisionsbomben oder Responsibility to 
Protect zu verstehen, indem sie den rohen 
Gewaltakt wieder in die entpolitisierte und 
scheinbar von Gewalt bereinigte Konfrontati-
on einführten. Wie Bargu zusammenfasste: 
„they will always fail in stopping violence but 
will keep our focus to that“. Auch wenn And-
reas Kalyvas kritisch anmerkte, dass eine sol-
che Widerstandsform nicht per se emanzipa-
torisch sei, denke man nur an den so produ-
zierten Einsatz von Kindern, konnte man sich 
doch darauf einigen, dass – wie es das 
‚Schild‘ als Metapher schon besagt – ein In-
strument immer an der Intention des Einsatzes 
zu messen sein müsse. So regte der Vortrag 
ein Reihe von Anmerkungen an, die die be-
schriebene Funktion des Schutzschildes auf 
andere Beispiele ausweiteten, wie den tank 
man vom Tian’anmen-Platz oder aber den 
Einsatz von großformatigen Fotografien von 
Familienangehörigen, die als Schutz vor der 
polizeilichen Räumung bei Occupy-Protesten 
in New York eingesetzt wurden, sodass die 
Polizei quasi Gewalt gegen ‚unbeteiligte‘ Fa-
milien ausübe. 

In einem weiteren – eher kultur- und me-
dienwissenschaftlich inspirierten – Panel zu 
Mass, Culture, Politics wurde entgegen der 
individualisierten Widerstandsform Bargus 
der Aspekt der Vielheit oder Masse in den 
Vordergrund gerückt, der zweifelsohne im 
Nachdenken über Widerstand seinen Platz 
finden muss. Gertrud Koch (Berlin) arbeitete 
dafür die ästhetische Entwicklung der Mass 
and/as Medium heraus, indem sie von Walter 
Benjamin über Baudelaire und Spinoza die 
Ambiguität der Repräsentation und Repräsen-
tierbarkeit der Masse problematisierte. Ist die 
Masse also nur ein leerer Terminus für jegli-
che Form der Zusammenkunft von Vielen 

oder aber – wie Benjamin mit Deleuze 
d’accord gehen würde – ein Name für ein un-
repräsentierbares Subjekt von Pluralität? Juli-
ane Rebentisch (Offenbach) positionierte sich 
im Beitrag Theatrocracy: The Scene of De-
mocratic Sovereignty klar zu zweiterer Lesart 
und beschrieb die Masse als reine Potentiali-
tät, die sich nicht positivieren lasse. Diese 
multitude sei demnach unmöglich repräsen-
tierbar und müsse doch gleichzeitig notwen-
digerweise eine Form der Repräsentation fin-
den (politisch und ästhetisch), die im besten 
Fall demokratisch zu organisieren sei. Dies 
deute auf die grundlegende demokratische 
Spannung zwischen der Masse und dem De-
mos zurück, die Rebentisch in einer Abhand-
lung an Platon herausarbeitete. Denn dieser 
Schritt der Subjektivierung eines Demos un-
terscheide die Demokratie grundlegend von 
Platons Idee der Herrschaft der Massen als 
bloßes „foolish theatrical audience“. 

Schließlich erreichte die Tagung einen bis 
dahin unerreichten Kulminationspunkt inhalt-
licher Diskussion, mit dem Round Table zu 
Economic Crisis and Democratic Resistance, 
an dem man, wie Moderator Stefan Gosepath 
(Frankfurt) anmerkte, mit Timothy Sinclair 
(Warwick) glücklicherweise sogar einen 
Wirtschaftswissenschaftler auf dem Podium 
sitzen hatte. Rahel Jaeggi (Berlin) gab zu-
nächst zu bedenken, dass der, angesichts der 
neuen Formen des Kapitalismus, sich verän-
dernde Ausgangspunkt einer Kritik nicht 
mehr zulasse, eine bloß funktionale, morali-
sche oder ethische Kapitalismuskritik zu 
üben. Vielmehr bedürfe es der Artikulation 
einer alle Aspekte verbindenden, demokrati-
schen Kritik, die aber vor dem Hintergrund 
der Verwobenheit von Kapitalismus und De-
mokratie von einem sozialistischen Stand-
punkt aus vertreten werden müsse. Ina Kerner 
(Berlin) holte das Podium nach eigener Aus-
sage „back to reality“, indem sie das Wesen 
der ökonomischen Krise zu umreißen ver-
suchte. Dazu gehöre die zwar regionale Ent-
stehung (USA, EU etc.), aber eben auch die 
globale Verteilung der Konsequenzen, ebenso 
wie die Abwälzung der Folgen auf die ten-
denziell am schlechtesten gestellten Gesell-
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schaftsmitglieder (Frauen, Erwerbslose etc.) 
durch beispielsweise soziale Kürzungen. 
Demnach sei zwar eine akute Krise zu beo-
bachten, der eigentliche Krisenzustand als 
Nord-Süd-Asymmetrie aber keine Neuerung. 
Mehr oder weniger schloss Yuval Eylon (Raa-
nana) daran an, indem er ausgehend von den 
israelischen Protesten des Vorjahres über das 
Potential zu einer globalen Protestbewegung 
und deren Schwierigkeiten sprach. Hingegen 
widmeten sich der Rechtswissenschaftler Thi-
lo Marauhn (Gießen) und Timothy Sinclair 
den Gegenmaßnahmen zur Krisenbewälti-
gung, indem Marauhn die wichtige Funktion 
Internationalen Rechts als die eines notwendi-
gen Rahmen zur politischen Ausgestaltung 
herausstellte und Sinclair schließlich die Rolle 
der Regulation als Eingriff in die Regeln, aber 
nicht die Natur des Spiels beschrieb. Beide 
waren sich in etwa einig, dass es legaler und 
politischer Supervision bedürfe, angetrieben 
durch politischen Willen. 

Angesichts der Breite des Themas und der 
differenten Herangehensweisen an wiederum 
verschiedene Aspekte des Themas, war es 
kaum verwunderlich, dass sich die anschlie-
ßende Diskussion in Anmerkungen oder wei-
teren Problemschilderungen erschöpfte. So 
musste Stefan Gosepath zusammenfassen: 
„We didn’t solve the crisis, but I hope we have 
a better view on it.“ Schließlich drängte aber 
auch ein weiterer Höhepunkt auf das Ende der 
Diskussionsrunde, nämlich die per Internet-
telefonie hergestellte Zuschaltung von Costas 
Douzinas (London), den die Wahlergebnisse 
in Griechenland von der Konferenzteilnahme 
abgehalten hatten, weswegen sein Beitrag am 
ersten Tagungstag entfallen musste und auf 
diesem Wege nachgeholt wurde. Seine Aus-
führungen zu den aktuellen Widerständen in 
Griechenland und Athen stellte er vor den 
Hintergrund des Privilegs und der Bürde der 
radikalen Linken, in der Krisensituation die 
Idee Europas überleben zu lassen. So müsse 
sie, wie er – so er doch Hamlet ähnlich eigent-
lich nur mit sich selber spricht und doch 
gleichzeitig im Tagungssaal geisterhaft seine 
Stimme ertönt –, als Gespenst in Europa um-
gehen. 

Trotz umfangreicher Krisendiagnosen 
und perspektivischen Einblicken in die For-
men und Möglichkeiten des Widerstands, 
rechnete mit einer tatsächlich dialektischen 
Synthese am letzten Tagungstag zu Democra-
cy Revisited wohl niemand ernsthaft. Dass die 
wiederentdeckte Demokratie sich als radikale-
re verstehen müsse, machten aber im ersten 
Panel zu Radical Democracy Today sowohl 
Andreas Niederberger (Frankfurt) als auch  
Andreas Kalyvas (New York) klar. Ersterer 
stellte sein Konzept des Constellational Citi-
zenship in den Mittelpunkt des Beitrages zu 
Participation Reconsidered. Dieses begegne 
dem grundsätzlichen Problem der Ungleich-
heit im Status der Menschen, dass nicht allein 
aus der geschlossenen Struktur heraus gelöst 
werden könne, innerhalb welcher der Status 
gilt. Demnach müsse der Fokus von der Ver-
änderung abgeschotteter gesellschaftlicher 
Entitäten hin zu mehr Exklusion auf die Ein-
wirkung auf diese Strukturen eben von außen 
beziehungsweise aus parallelen oder übergrei-
fenden Strukturen heraus verlagert werden. 
So ergebe sich eine Konstellation aus unter-
schiedlichen Zugehörigkeiten, die wiederum 
eine „strong and contestatory shared legislati-
on“ ermögliche, wie sie einem radikaldemo-
kratischen Ideal entsprechen könne. Das dies 
nicht unbedingt der Fall sein müsse, merkte 
vor allem Kalyvas an und verwies auf die 
Grenzen einer solchen kontestatorischen Pra-
xis.  

In seinem eigenen Beitrag verknüpfte er 
den demokratischen Widerstand mit der ver-
fassungsgebenden Gewalt (constituent power) 
als quasi deren Ursprung. Von Marsilius von 
Padua leitete er dafür eine Genealogie des 
Souveränitätskonzepts eben als diese konstitu-
ierende Kraft her. Marsilius sei demnach der 
erste, der diesen Gedanken aussprach, sodass 
sich dieser über verschiedene Theorieansätze 
zur Idee eines Rechts auf Widerstand entwi-
ckeln konnte. Diese zentrale Deutung liege 
zum zeitgenössischen Mainstream-Gebrauch 
quer, insofern als dass die konstituierende 
Kraft in einem „ideological move“ gerade ge-
gen Widerstand und zur Stabilisierung des 
Systems verwendet werde, obwohl sie in die-
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ser radikaldemokratischen Lesart den Wider-
stand gerade als Ausdruck der constituent 
power versteht, als demokratische Praxis „to 
resist their just rulers“. Zahlreiche Nachfragen 
und Anmerkungen, konzeptioneller aber auch 
inhaltlicher Art, schlossen sich an Kalyvas 
Ausführungen an. Könne man Marsilius als 
einen radikalen Demokraten lesen (Celika-
tes)? Lässt sich die constituent power über-
haupt ohne ihre Manifestation in der Exekuti-
ve denken (Bargu)? Ist Widerstand demnach 
wirklich immer nur kollektiv und revolutionär 
denkbar (Kreide, Gümplová)? Zusammenfas-
send beschrieb Kalyvas sein Anliegen als eine 
Form, den Platzhalter der Souveränität – den 
Staat – in Frage stellen zu können: „Do we 
want to live with a leviathan? I think not.“ 

Die Antwort auf die Krise aber lediglich 
in einer – mehr oder minder – widerständigen 
Form von Partizipation zu verorten und damit 
auch Gefahr zu laufen, einem progressiv-
optimistischen Pathos anheimzufallen, prob-
lematisierten im nächsten Panel zu Rethinking 
the Political zunächst Yves Sintomer (Pa-
ris/Berlin) und danach Oliver Marchart (Lu-
zern). Sintomer nutzte die Frage Citizen Par-
ticipation – A Response to the Global Crisis? 
als Ausgangspunkt für eine vorsichtige Zu-
kunftsprognose. Die paradoxe Ausgangssitua-
tion eines zunehmenden Protests bei gleich-
zeitiger Ausdehnung formaler Demokratien 
sowie der Doppelbewegung von basisorien-
tiertem Protest und einer Fixierung auf cha-
rismatische Führungspersönlichkeiten deutete 
er dabei als eine tiefe Repräsentationskrise. 
Diese drücke sich in allen Dimensionen der 
Repräsentation aus und bedinge einen Fokus 
auf Formen der demokratischen Repräsentati-
on jenseits von Wahlen. Somit ließen sich 
Trends in Richtung deliberativer oder direkter 
Demokratie feststellen, die ihn dazu veran-
lassten, in einer „new democratic revolution“ 
ein relativ realistisches Szenario zu sehen, im 
Gegensatz zu Perspektiven wie der institutio-
nalisierten Technokratie, einem von Negri in-
spirierten „victory of the margins“ oder einer 
Rückwärtswende zu „classical politics“. Dass 
diese Revolution aber kein Selbstläufer sei, 
betonte Sintomer mit dem Aufzeigen weiterer 

möglicher Entwicklungen wie der fortschrei-
tenden Entpolitisierung, einer autoritären Ver-
einnahmung der Demokratie nach ungari-
schem Vorbild oder schließlich auch dem 
schlichten Kollaps wie in Griechenland. Wie 
aber ein Hinwirken auf dieses Projekt ausse-
hen könnte, von dieser Prognose distanzierte 
sich Sintomer schließlich auch, mit dem Hin-
weis, dies müsse am Schlusspunkt der Tagung 
von Jane Mansbridge und Rainer Forst her-
ausgearbeitet werden. 

Oliver Marchart wies auf andere Art 
ebenfalls jede lineare Vorhersage ab und port-
raitierte seinen Beitrag zu Democratic Protest 
and Its Discontents als eine klassische Ideolo-
giekritik. Mit dem schönen Exempel des neu-
en Werkes von Luc Godard, Film Socialisme, 
der in Montage-Form der Geschichte der eu-
ropäischen Linken nachspürt, führte Marchart 
seine Überzeugung aus, jedes Streben nach 
purer oder reiner Identität verleugne den im-
manent politischen Charakter dieser Identi-
tätsbildung. Godard lässt seine Spurensuche 
an der Metapher des Kreuzfahrtschiffes ent-
langhangeln, welches die verschiedenen Sta-
tionen der ‚Linken‘ abfährt. Lakonisch wies 
Marchart darauf hin, dass Godards Schiff kein 
anderes als die Costa Concordia war, die 
nunmehr vor der Insel Giglio auf Grund liegt. 
Abgesehen von dieser tragischen Metapher 
bot Godard noch einen weiteren Anknüp-
fungspunkt, den Marchart als Antwort auf die 
Frage nach klaren Perspektiven anbrachte: das 
Werkzeug der Montage, bei der durch die 
Kombination und den Bruch zweier Bilder 
beim Betrachter ein drittes entstehe, welches 
eben nur bedingt vorhersehbar sei. Vor die-
sem Hintergrund begann seine Analyse, dass 
der gegenwärtige Protest vielerorts dadurch 
gekennzeichnet sei, dass er in tiefer demokra-
tischer Verwurzelung auf die Demo-
kratisierung der Demokratie dränge. Dies ge-
he aber wiederum nicht selten mit einem 
Wunsch nach klarer Orientierung in einer 
multipolaren und unübersichtlichen Welt ein-
her. Doch gerade die demokratische Grün-
dung in der Grundlosigkeit eines postmeta-
physischen Zeitalters müsse der inhärenten 
„de-purification“ Rechnung zollen, da sie 
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sonst in die Falle der Entpolitisierung tappe. 
Badiou, das Unsichtbare Komitee und nicht 
zuletzt auch Žižeks Bemühungen um einen 
„clear break“ ließen solche apolitischen Mus-
ter erkennen. Ein so formulierter Wunsch 
nach unvermittelter, reiner Politik beschneide 
immer den Kern des demokratischen Disposi-
tivs, welches sich gerade in einem intrinsi-
schen Defizit auszeichne, das es partikular 
und stets nur prekär auszufüllen gelte. Der 
Widerspruch, der Marchart aus den Reihen 
des Podiums entgegensprang, war größtenteils 
aus normativem Einspruch oder aber Missver-
ständnissen motiviert. Bei seinen New Yorker 
KollegInnen sorgte er vor allem durch die 
deutliche Absage an anarchistische Phantasien 
der Herrschaftsüberwindung für Unmut – die 
er als „infantile disorder“ abtat –, sodass man 
ihm von dieser Seite einen Kampf gegen den 
Feind im Inneren vorwarf. 

Schließlich beendete ein Panel zu Delibe-
rative Democracy and Radical Politics den 
letzten Konferenztag. Jane Mansbridge 
(Cambridge, MA) eröffnete darin mit einem 
Plädoyer nicht nur für, sondern auch gegen 
den Widerstand, indem sie diesen zwar für 
sich selbst und für ihre gesamte Generation 
als einen Motor der Entwicklung und For-
schung präsentierte, sich schließlich aber da-
für aussprach, das produktive und schöpferi-
sche Moment, den kreativen Aufbau nicht zu 
vergessen. In diesem Sinne sei eben auch ein 
Resisting Resistance wichtig. Denn schließ-
lich ginge es um nicht weniger als die demo-
kratische Organisation der Macht und des 
Zwangs, zur Lösung der alle Kollektivgüter 
betreffenden collective action problems. Es 
sei demnach unsinnig, die Existenz von ge-
heimen Verhandlungen und langen Ketten der 
Delegation überwinden zu wollen, so sie doch 
als notwendige Konsequenzen der Macht 
eben demokratisch umstrukturiert werden 
müssten. Diese Aufgabe ließe sich mit bloßer 
Widerständigkeit – die sie damit schlicht auf 
ihre destruktive Dimension beschränkte – 
nicht lösen. Und so nutzte sie ein Gruppenex-
periment im Auditorium zum Problem des 
kollektiven Handels dazu, Hoffnung zu berei-
ten, eine demokratisch in die Verantwortung 

genommene Bürgerschaft könne das ökono-
mische Dilemma aushalten. Damit aber konn-
te sie, ebenso wenig wie Rainer Forst (Frank-
furt), zu keinem finalen, synthetischen Ende 
kommen, wie es Yves Sintomer noch in Aus-
sicht gestellt hatte. Forsts Gedanken zu Po-
wer, Deliberation, and Contestation waren 
somit natürlich auch mehr als inhaltlicher Bei-
trag zu verstehen, der die drei Konzepte zu 
einer demokratisch gehaltvollen Konstellation 
herausarbeitete. 

 
Dass es aber zu keiner Lösung oder Synthese 
kam, kann nicht als Schwäche verstanden 
werden. Das ohnehin vielleicht überambitio-
nierte Tagungsprogramm – sowohl inhaltlich 
wie auch vom reinen Umfang und der Bei-
tragsdichte her – konnte dieses schlicht nicht 
leisten. Denn schließlich zeigt sich nicht nur 
die Spannung zwischen Demokratie und Wi-
derstand als ein Widerspruch oder Konflikt, 
der nicht nur schwer, sondern unmöglich auf-
zulösen ist. Dies deutet vor allem auf die 
grundlegende Kondition dieser Begrifflichkei-
ten, deren Verhältnis sich eher als Derri-
da’sche Unmöglichkeit als Bedingung ent-
puppt, denn als dialektische Synthese. Das 
lässt wieder an Godards Montage denken, 
welche es eben zu ihrer Eigenheit macht, die 
Synthese zweier Elemente gerade im Dunkeln 
beziehungsweise beim Betrachter zu belassen. 
Demnach lässt die analytische Aufarbeitung 
einer Krise und ihrer Artikulation in der Ge-
genbewegung natürlich Schlüsse zu und Stra-
tegien erkennen. Dass diese dann – per defini-
tionem – irgendwo zwischen Marx und Fou-
cault liegen, kann aber nicht bedeuten, dass es 
eine synthetische Position zwischen diesen 
Polen geben kann. Vielmehr führt es die Un-
möglichkeit einer einzig richtigen Bewälti-
gungsstrategie vor Augen, befreit aber nicht 
von der gleichzeitigen Notwendigkeit, trotz-
dem eine zu entwickeln. In diesem Sinne las-
sen sich die zahlreichen normativen Konflikt-
linien, deren inkarniertes Spannungsverhältnis 
gerade keine dialektische Auflösung zu Tage 
förderte, als Ausdruck des Beitrages einer po-
litischen Theorie verstehen, die – wenn sie 
schon, wie zum Teil aus dem Publikum ge-
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fordert, keine Anleitung für die politische 
Linke liefern kann – zumindest die konfliktive 
Auseinandersetzung als einen Eigenwert her-
ausstellen konnte. 
 
Im direkten Anschluss an die Tagung Democ-
racy & Resistance fand vom 21.–22. Juni 

2012 die internationale Graduiertenkonferenz 
Democracy in Crisis. Critiques of Democracy 
statt, organisiert von Jeanette Ehrmann, Julia 
Fitzthum und Andrea Härtel sowie eingebettet 
in die Eröffnung des Giessener Graduierten-
zentrums Sozial-, Wirtschafts- und Rechts-
wissenschaften (GGS). 
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